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Im September 2003 legten die Minister-
präsidenten Koch und Steinbrück einen
umfangreichen Vorschlag zum Subventi-
onsabbau vor, der mit sieben grundlegen-
den Thesen eingeleitet wurde. Die zwei-
te These aus dem Koch-Steinbrück-Pa-
pier ist in der obigen Überschrift wieder
gegeben. Ausführlicher heißt es dort: Wir
müssen »das gesamtstaatliche Defizit ver-
ringern und so einen wichtigen Beitrag da-
für leisten, wieder einen Pfad finanzwirt-
schaftlicher Stabilität zu erreichen. Ist dies
gewährleistet, könnte und sollte der ge-
wonnene Haushaltsspielraum für eine zu-
sätzliche Senkung der Steuern genutzt
werden«. Nicht ganz vier Jahre später, im
Mai 2007, äußerte sich Minister Glos in ei-
nem Interview mit der BILD am SONN-
TAG ganz ähnlich: »Erst müssen wir un-
sere Staatsfinanzen in Ordnung bringen.
Aber … (dann; WW) ... werden niedrige-
re leistungsabhängige Steuern für die Bür-
ger ein Thema«. Von Bundesfinanzminis-
ter Steinbrück wurde diese Forderung
nach Steuersenkungen umgehend als po-
pulistisch zurückgewiesen. 
Man könnte nun darüber spekulieren, war-
um der Vorschlag »erst Konsolidierung
der öffentlichen Hauhalte, dann Senkung
der Steuern« im September 2003 noch
richtig, im Mai 2007 aber trotz erheblich
verbesserter Handlungsspielräume falsch
sein soll. Stattdessen soll im Folgenden
geprüft werden, welche ökonomischen Ar-
gumente für oder gegen eine bestimmte
Verwendung und Verwendungsreihenfol-
ge der Steuermehreinnahmen sprechen.
Die Ausgangslage
In seiner Mai-Sitzung hat der Arbeits-
kreis »Steuerschätzungen« die für die
Jahre 2007 bis 2011 zu erwartenden
kassenmäßigen Steueraufkommen der
Gebietskörperschaften geschätzt und
dabei frühere Schätzungen drastisch
noch oben revidiert (vgl. Tab. 1). Die er-
heblichen Abweichungen sind nicht auf
die Erhöhung des Regelsatzes der Um-
satzsteuer zum 1. Januar 2007 zurück-
zuführen, da die zu erwartenden Mehr-
einnahmen bei der Umsatzsteuer schon
in die Schätzung vom Mai 2006 einge-
gangen sind. Ursächlich für die drasti-
schen Unterschiede sind vielmehr die
verbesserten konjunkturellen Aussich-
ten und ein Niveaueffekt, der auf das
höhere kassenmäßige Ist-Aufkommen
im Jahr 2006 im Vergleich zu den An-
sätzen in den Steuerschätzungen vom
Mai und November 2006 zurückzufüh-
ren ist. 
Die Ergebnisse des Arbeitskreises
»Steuerschätzungen« bilden die Grund-
lage für die Haushaltsplanung und die
Finanzplanung des Bundes, die gegen-
wärtig bis zum Jahr 2010 reichen. Die
regionalisierten Steuerschätzungen, die
für die Öffentlichkeit nicht zugänglich
sind, gehen in modifizierter Form in die
Haushalts- und Finanzplanung der Bun-
desländer ein. Eine zusammenfassen-
de Übersicht über die mittelfristige Ent-
wicklung der Ausgaben und Einnahmen
in den öffentlichen Haushalten von
Bund, Ländern, Gemeinden und Sozi-
alversicherungen bis zum Jahr 2010 fin-
det sich im Deutschen Stabilitätspro-
gramm vom Dezember 2006, das nach
den Bestimmungen des Europäischen
Stabilitäts- und Wachstumspakts jähr-
lich dem Ecofin-Rat vorzulegen ist 
(vgl. Tab. 2). 
Was tun mit dem unerwarteten Plus an Steuereinnahmen?
Durch den gegenwärtigen Konjunkturaufschwung hat sich die Lage der deutschen Staatshaus-
halte deutlich verbessert. Der Arbeitskreis »Steuerschätzungen« für Bund, Länder und Gemein-
den geht in seiner Mai-Prognose von annähernd 180 Mrd. € zusätzlichen Einnahmen der öffent-
lichen Haushalte für die Jahre 2007 bis 2010 aus. Was tun mit dem unerwarteten »Steuer-Plus«?
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Nun wäre es aus einer Reihe von Gründen falsch, die aus
der Steuerschätzung resultierenden Mehreinnahmen einfach
als zusätzlichen finanziellen Handlungsspielraum im Vergleich
zu den in der Finanzplanung angesetzten Einnahmen und
Ausgaben zu interpretieren. Einmal ist der Revisionsbedarf
bei den Steuerschätzungen erfahrungsgemäß erheblich.
Zwar kann die Revision nach oben oder unten erfolgen,
gleichwohl legt das Vorsichtsprinzip eine gewisse Zurück-
haltung im Hinblick auf die Verwendung der Mehreinnahmen
nahe. Zum anderen hat die Große Koalition zwischenzeitlich
mehrere Ausgabenbeschlüsse gefasst, die in den Ausga-
benansätzen der Finanzplanung nicht enthalten sind – und
für die bislang auch kein konkreter Finanzierungsplan vor-
liegt. Schließlich ist auf der Einnahmeseite unter anderem zu
berücksichtigen, dass Steuermindereinnahmen aus der Un-
ternehmensteuerreform 2008 zwar in der Finanzplanung be-
rücksichtigt sind, nicht aber in der aktuellen Steuerschät-
zung, und sich außerdem gewisse Einnahmerisiken etwa
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Tab. 1 
Ergebnisse des Arbeitskreis »Steuerschätzungen« im Jahr 2006 und 2007 (in Mrd. )







b)  Mai/Nov  2006  . 219,4 216,3 222,7 227,8  . 
Mai  2007  203,9 230,5 238,1 250,1 254,4 263,6 
  Differenz  . 11,1 21,8 27,4 26,6  . 
Länder
b)   Mai/Nov  2006  . 202,8 200,6 205,5 211,2  . 
Mai  2007  195,1 211,1 219,4 227,0 235,0 240,6 
  Differenz  .  8,3 18,8 21,5 23,8  . 
Gemeinden
b)  Mai/Nov  2006  . 67,8 65,8 69,0 72,6  . 
Mai  2007  67,3 70,5 72,7 75,3 79,3 83,3 
  Differenz  . 2,7 6,9 6,4 6,7  . 
EU  Mai/Nov  2006  . 24,1 24,7 24,2 25,9  . 
Mai  2007  22,1 22,2 25,1 22,7 26,2 26,0 
  Differenz  .  –2,0 0,4  –1,5 0,3  . 
Insgesamt  Mai/Nov  2006  . 514,1 507,4 521,3 537,5  . 
Mai  2007  488,4 534,3 555,3 575,0 594,9 613,6 
  Differenz  . 20,2 47,9 53,7 57,4  . 
Nachrichtlich: 
unterstellte Zuwachs-















a) Steuerschätzung 2006: Werte für 2007 vom November 2006; Werte für 2008 bis 2010 vom Mai 2006. – 
b) Nach Ergän-
zungszuweisungen, Umsatzsteuerverteilung und Finanzausgleich. 
Quelle: BMF. 
Tab. 2
Bundeshaushalt 2007, Finanzplanung des Bundes bis 2010 und Deutsches Stabilitätsprogramm
a) Bundeshaushalt und Finanzplanung des Bundes
 Bundeshaushalt
a) Finanzplanung des Bundes
b)
2007  2008 2009 2010 











Finanzierungssaldo 19,8  21,5  21,0  20,5 
b) Deutsches Stabilitätsprogramm
c)
2007  2008 2009 2010 
Finanzierungssalden der staatlichen Ebenen:
Bund und Sonderrechnungen 



















Struktureller Finanzierungssaldo des Staates – 1 –  1 –  1 –  1 
Unterstellte Zuwachsrate des realen BIP  1 1  1  1 
a) Soll-Bericht zum Bundeshaushalt 2007, Monatsbericht des BMF, März 2007. – 
b) Entwurf des Bundeshaushalts 2007 und
des Finanzplans des Bundes 2006 bis 2010, Monatsbericht des BMF, August 2006. – 
c) In der Abgrenzung der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen; Stand: Dezember 2006.
Quelle: BMF.Zur Diskussion gestellt
aus dem EuGH-Urteil im Fall Cadbury-Schweppes erge-
ben können.
Auch wenn die genaue Höhe der tatsächlich verwendba-
ren Mehreinnahmen schwer zu beziffern und ein vorsichti-
ger Ansatz durchaus empfehlenswert ist, können Bund und
Länder doch mit beträchtlichen Mehreinnahmen rechnen:
für die Gebietskörperschaften insgesamt in den Jahren 2008
bis 2010 jährlich rund 50 Mrd. €. Dies führt unmittelbar zu
der Frage:
Was tun mit den Mehreinnahmen?
Bei periodischer Betrachtungsweise, etwa für ein einzel-
nes Haushaltsjahr, kommen für nicht in der Haushalts-
oder Finanzplanung berücksichtigte Mehreinnahmen nur
drei Verwendungszwecke in Betracht: höhere Ausga-
ben, geringere Finanzierungsdefizite (bis hin zu Finan-
zierungsüberschüssen) oder niedrigere Steuern. Diese
Verwendungen schließen sich keineswegs aus, sie müs-
sen in der Summe nur exakt mit den einem Haushalts-
jahr zuzurechnenden Mehreinnahmen übereinstimmen.
Bei periodenübergreifender Betrachtung – technisch
ausgedrückt: unter Berücksichtigung der intertempo-
ralen staatlichen Budgetgleichung – reduzieren sich die
Verwendungsalternativen grundsätzlich auf Steuersen-
kungen oder Ausgabenerhöhungen, die jeweils entwe-
der in der Gegenwart oder in der Zukunft erfolgen kön-
nen. Die Finanzierungsdefizite sind die Verbindungsglie-
der zwischen der periodischen und der periodenüber-
greifenden Betrachtung: Geringere (höhere) Finanzie-
rungsdefizite in der Gegenwart führen für sich genom-
men zu geringeren (höheren) Steuern in der Zukunft. Ge-
nau genommen kann man also nicht für Haushaltskon-
solidierung und gegen Steuersenkungen sein. Wer eine
Reduzierung der Neuverschuldung oder gar einen Ab-
bau des Schuldenstands fordert, spricht sich ebenfalls
für Steuersenkungen aus – allerdings für Steuersenkun-
gen in der Zukunft. Eben darum geht es doch bei allen
Vorschlägen zur Begrenzung der staatlichen Verschul-
dung: Die zukünftigen Generationen sollen besser ge-
stellt werden, über geringere Steuern und ein höheres
Einkommen pro Kopf. 
Haushaltskonsolidierung und Steuersenkungen 
Blendet man die Möglichkeit von Ausgabenerhöhungen
als Verwendungsalternative für die Steuermehreinnahmen
zunächst aus – darauf wird in einem der folgenden Ab-
schnitte eingegangen –, muss man sich zwischen Steu-
ersenkungen in der Gegenwart und Steuersenkungen in
der Zukunft (äquivalent damit: einer Konsolidierung der öf-
fentlichen Haushalte in der Gegenwart) entscheiden. Letzt-
lich handelt es sich dabei um eine intergenerative Vertei-
lungsfrage. Über Verteilungsurteile ist von vornherein kein
Konsens zu erwarten. Aber man sollte sich zumindest über
die Verteilungskonsequenzen bestimmter Vorschläge im
Klaren sein. Wer die gesamten Steuermehreinnahmen in
die Rückführung der staatlichen Verschuldung stecken
will, belastet die gegenwärtig lebenden Generationen und
entlastet die zukünftigen; erreicht wird also eine massive
intergenerative Umverteilung zu Lasten der gegenwärti-
gen Generationen. Alternativ könnten alle Generationen
– gegenwärtige und zukünftige – einigermaßen gleich-
mäßig von den Steuermehreinnahmen profitieren. Dies lie-
ße sich erreichen, indem zunächst die öffentlichen Haus-
halte von Bund und Ländern so weit konsolidiert werden,
dass auf eine Netto-Neuverschuldung verzichtet wird. Dies
würde zu einer Stabilisierung des Schuldenstands führen
und einem Rückgang der Schuldenstandsquote. Auch die
Zinsbelastungen würden in Relation zum Bruttoinlands-
produkt zurückgehen, die zukünftigen Generationen also
relativ entlastet. 
Ein Blick auf die Tabellen 1 und 2 verdeutlicht, dass selbst
unter Berücksichtigung von zusätzlichen Ausgabenverpflich-
tungen und Einnahmerisiken ein Haushaltsausgleich bei
Bund und Ländern mit nur einem Teil der Steuermehrein-
nahmen spätestens bis zum Jahr 2009 möglich sein sollte.
Dass der Bundesfinanzminister einen ausgeglichenen Haus-
halt des Bundes erst für 2011 anstrebt oder für möglich hält,
gehört wohl zu den üblichen taktischen Spielchen. Wenn
man die Erwartungen nur hinreichend niedrig ansetzt, er-
strahlt man im Wahljahr 2009 in umso hellerem Glanze, wenn
die auf niedrigem Niveau verankerten Erwartungen übertrof-
fen werden. 
Nun könnte man argumentieren, dass in konjunkturell gu-
ten Zeiten Haushaltüberschüsse gebildet werden sollten,
die in eine Schuldentilgung fließen. Dahinter steckt die Vor-
stellung, dass die öffentlichen Haushalte langfristig aus-
geglichen sein sollten und nur in der kurzen Frist, je nach
konjunktureller Lage, Finanzierungsdefizite oder eben Fi-
nanzierungsüberschüsse vertretbar sind. Demgegenüber
hat sich der Sachverständigenrat in seiner jüngsten Ex-
pertise »Staatsverschuldung wirksam begrenzen« für ei-
ne langfristig zulässige, investitionsorientierte staatliche
Verschuldung ausgesprochen. In konjunkturell guten Zei-
ten muss dann die staatliche Neuverschuldung zwar hin-
ter den staatlichen Nettoinvestitionen zurückbleiben, die
Bildung von Finanzierungsüberschüssen ist aber nicht un-
bedingt erforderlich. Akzeptiert man diese Sichtweise, wür-
de mit der ausschließlichen Verwendung der Steuermehr-
einnahmen für die Haushaltskonsolidierung und darüber
hinaus zum Schuldenabbau tendenziell zuviel für die Zu-
kunft und zu wenig für die Gegenwart getan. Ein interge-
nerativ ausgewogener und pragmatischer Vorschlag für
die Verwendung der Steuermehreinnahmen lautet dem-
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gegenüber: Vorrang hat die Haushaltskonsolidierung, die
mit ausgeglichenen öffentlichen Haushalten erreicht ist.
Das könnte schon 2008 möglich, sollte aber 2009 bei
der angenommenen konjunkturellen Entwicklung definitiv
erreichbar sein. Die nach erfolgter Haushaltskonsolidie-
rung verbleibenden Steuermehreinnahmen werden über
Steuer- oder Abgabensenkungen an die Bürger zurück-
gegeben. 
Dies führt unmittelbar zu der Frage, welche Steuern oder
Abgaben denn gesenkt werden sollten. Die Antwort hängt
davon ab, ob mit der Steuersenkung eher Verteilungszie-
le oder aber Effizienzziele, also eine Verbesserung der
Wachstums- und Beschäftigungsbedingungen, erreicht
werden sollen. Unter Effizienzgesichtspunkten empfiehlt
sich eine Senkung entweder der Steuern auf Kapitalein-
kommen oder des Solidaritätszuschlags, da diese Steu-
ern die quantitativ bedeutsamsten Effizienzverluste in Form
von Zusatzlasten hervorrufen. Eine über die mit der Un-
ternehmensteuerreform 2008 und der Einführung der Ab-
geltungssteuer 2009 bereits bewirkte, hinaus gehende
Senkung der Steuern auf Kapitaleinkommen dürfte in der
SPD allerdings kaum durchsetzbar sein. Auch eine Re-
duzierung des Solidaritätszuschlags würde wohl auf
Schwierigkeiten stoßen, da das Aufkommen nur dem Bund
zufließt und die Länder kaum zu einer kompensierenden
Anpassung der Umsatzsteuerverteilung bereit sein dürf-
ten. Da eine Senkung des Regelsatzes der Umsatzsteu-
er und des Spitzensatzes der Einkommensteuer ausschei-
den – die Große Koalition wird kaum innerhalb kürzester
Zeit ihre eigene Steuerpolitik konterkarieren wollen –, könn-
ten die Steuermehreinnahmen zu einer Umfinanzierung
in den Systemen der sozialen Sicherung verwendet wer-
den. Der Sachverständigenrat hat dazu in seinem Jah-
resgutachten 2005/06 ausführliche Vorschläge unterbrei-
tet. Umfinanzierung bedeutet, dass die Beitragssätze in
den betroffenen Zweigen der Sozialversicherungen in dem
Umfang gesenkt werden, wie zusätzliche Steuern in die
Systeme eingespeist werden. Unter Effizienzgesichtspunk-
ten geradezu bizarr ist der Vorschlag des Direktors des
HWWI, Thomas Straubhaar, die Steuermehreinnahmen
in Form einer einheitlichen Gutschrift von etwa 330 € an
die Steuerzahler zurückzugeben. Auf diese Weise wer-
den lediglich – abgesehen von Umverteilungseffekten –
Arbeitsanreize reduziert und Wohlfahrtsverluste erzeugt.
Das kann in den meisten Lehrbüchern der Mikroökono-
mie nachgelesen werden.
Ausgabenerhöhungen statt Steuersenkungen?
Im Kern geht es bei der Verwendungsalternative »Aus-
gabenerhöhungen versus Steuersenkungen« um die nach
erfolgter Haushaltskonsolidierung, das heißt nach Errei-
chen ausgeglichener öffentlicher Haushalte, verbleiben-
den Steuermehreinnahmen. Denn zumindest bei den
Kommentatoren aus der Wissenschaft und den Medien
besteht weitgehend Einigkeit, dass zunächst der Konso-
lidierungsprozess in den öffentlichen Haushalten abge-
schlossen werden soll. Auch die führenden Wirtschafts-
und Finanzpolitiker in der Großen Koalition sprechen sich
nachdrücklich für einen Vorrang der Haushaltskonsolidie-
rung aus. Dem stehen allerdings beträchtliche und bis-
lang noch ungedeckte Ausgabenwünsche anderer maß-
geblicher Politiker gegenüber. Diese reichen von einem
Betreuungsgeld (»Herd-Prämie«) über eine Erhöhung des
Verteidigungsetats bis zu zusätzlichen Ausgaben in Mil-
liardenhöhe für den Klimaschutz. Man wird sehen, ob
der Bundesfinanzminister diese Ausgabenwünsche zu-
mindest so weit abwehren kann, dass die Erreichung
des Konsolidierungsziels nicht auf die lange Bank gescho-
ben wird.
Zu klären ist dann, ob nach erfolgter Haushaltskonsoli-
dierung verbleibende Steuermehreinnahmen für höhere
staatliche Ausgaben oder Steuersenkungen verwendet
werden sollen. Dies läuft letztlich auf die Frage der opti-
malen Staatsquote hinaus. Gegenwärtig liegt die Staats-
quote, ermittelt als Relation von staatlichen Ausgaben und
Bruttoinlandsprodukt, bei rund 45%. Bei Bezug auf das
Nettoinlandsprodukt ergäbe sich gar eine Staatsquote
von über 53%. Ob das ein zu hoher oder zu niedriger Wert
ist, hängt wiederum von den Zielvorstellungen ab, an de-
nen staatliche Aktivitäten gemessen werden. Im Hinblick
auf das Wachstums-, Beschäftigungs- und Wohlfahrts-
ziel spricht vieles für eine Rückführung der Staatsquote
unter den aktuellen Wert. In seinem Jahresgutachten
2002/03 hat der Sachverständigenrat einen signifikant
negativen Zusammenhang zwischen wirtschaftlichem
Wachstum und den staatlichen Konsumausgaben und
der Sozialabgabenquote ermittelt. Dies spräche für eine
Rückführung der Staatsquote und damit gegen Ausga-
benerhöhungen. Wer allerdings, wie Peter Bofinger in der
BILD-Zeitung, einen »Fünf-Sterne-Staat« fordert, wird sich
von solchen Berechnungen zu den Wachstumswirkun-
gen öffentlicher Ausgaben oder mikroökonomischen
Überlegungen zu den Zuatzlasten von Steuern kaum be-
eindrucken lassen und für eine Erhöhung der Staatsquo-
te eintreten. 
Kein Widerspruch zwischen der Forderung nach Steuer-
senkungen und Ausgabenerhöhungen muss im Übrigen
dann auftreten, wenn es um eine Erhöhung der investi-
ven Ausgaben des Staates geht. Nach dem vom Sach-
verständigenrat vertretenen Konzept der investitionsori-
entierten Verschuldung könnten höhere Ausgaben für
staatliche Nettoinvestitionen gerade auch im Hinblick auf
intergenerative Gerechtigkeitsüberlegungen kreditär fi-
nanziert werden, so dass nach Erreichung konjunkturell
ausgeglichener öffentlicher Haushalte verbleibende Steu-
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ermehreinnahmen trotz höherer staatlicher Investitions-
ausgaben über Steuersenkungen an die Bürger zurück-
gegeben werden könnten und sollten.
Fazit
Die hier favorisierte Verwendung für die Steuermehrein-
nahmen ist klar und entspricht der von Bundesfinanzmi-
nister Steinbrück im September 2003 und von Bundeswirt-
schaftsminister Glos im Mai 2007 vertretenen Position: »Ge-
wonnene Handlungsspielräume für künftige Steuersenkung
nutzen«.
Was tun mit den sprudelnden 
Steuereinnahmen?
Die Lage der deutschen Staatshaushalte hat sich im lau-
fenden Konjunkturaufschwung deutlich verbessert. Die
Steuereinnahmen sprudeln kräftig. Die gute Beschäftigungs-
situation beschert dem Staat höhere Lohnsteuerzuflüsse;
die Mehrwertsteuererhöhung führt zu einem substantiellen
Plus bei der Umsatzsteuer. Die gewinnabhängigen Kapi-
talertrags-, Körperschafts- und Gewerbesteuern steigen
weiter an. 
Insgesamt flossen den öffentlichen Kassen im letzten Jahr
fast 500 Mrd. Euro Steuereinnahmen zu. Das waren 8% mehr
als im Vorjahr. Die Einkommensteuern übertrafen 2006 den
Vorjahreswert um mehr als 12%, die kommunale Gewerbe-
steuer stieg sogar um fast 20%. Für 2007 sehen nach der
letzten Steuerschätzung die Erwartungen noch rosiger aus.
Der starke und robuste Konjunkturverlauf lässt noch einmal
zusätzliche Steuereinnahmen erwarten. Insgesamt sollen
– so die Steuerschätzer – die Steuereinnahmen in diesem
Jahr um 46 Mrd. € oder satte 9% zunehmen und auf
534Mrd.€ steigen – aufgeteilt auf den Bund 230 Mrd. € (plus
2% gegenüber 2006), die Länder 211 Mrd. € (plus 21% ge-
genüber 2006), den Gemeinden 70 Mrd. € (plus 5% gegen-
über 2006) und der Europäischen Union 22 Mrd. € (gegen-
über 2006 nahezu unverändert). Für die kommenden Jahre
gehen die Steuerschätzer von weiterhin steigenden Steuer-
einnahmen aus. 
Aus vier Optionen …
Angesichts der unerwarteten Steuerzuflüsse stellt sich für
den Finanzminister die Frage, was mit dem vielen zusätzli-
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chen Geld geschehen soll. Grundsätzlich stehen ihm vier
Optionen offen:
(1) Er kann erstens das Geld ausgeben für neue Staatsauf-
gaben. Für zusätzliche staatliche Ausgabenprogramme
gibt es sicher genug auf den ersten Blick vernünftige
Begehrlichkeiten. So könnten neue Krippenplätze, Kin-
dergärten oder Schulen finanziert werden, die Hochschu-
len und die Forschung ließen sich weiter ausbauen, die
Kasernen der Bundeswehr wären längst schon zu sanie-
ren. Ebenso melden Interessengruppen neue Ansprüche
an: Das Arbeitslosengeld II und die Sozialhilfe oder die
Renten seien anzuheben, weil die Inflation gerade im Be-
reich der Alltagsgüter zu einer besonders starken realen
Entwertung der Sozialtransfers geführt habe. 
(2) Er kann zweitens das Geld nutzen, um den Schulden-
berg abzutragen. Der Schuldenberg von mittlerweile
1 500 Mrd. € hat im letzten Jahr Zinskosten von
65 Mrd. € verursacht. Das entspricht einer täglichen
Zinslast von fast 180 Mill. €. Wie viele Kindertagesplät-
ze oder Schulen ließen sich tagtäglich alleine von die-
sem Geld neu errichten? Angesichts der in der jünge-
ren Vergangenheit gestiegenen Leitzinsen ist es nur ei-
ne Frage der Zeit, bis die Zinskosten weiter ansteigen
werden. Bei Staatsschulden von insgesamt über
1500Mrd. € verschlingt jeder Anstieg der durchschnitt-
lichen Verzinsung um einen Prozentpunkt 15 Mrd. €
zusätzliche Zinskosten pro Jahr. Jeder Euro, um den
der Schuldenberg verringert wird, mindert die kommen-
den Zinslasten. So gesehen ist der Schuldenabbau von
heute die Zinseinsparung von morgen.
(3) Er kann drittens das Geld nutzen, um damit eine Ab-
senkung der Steuerbelastung zu finanzieren. Beispiels-
weise könnten die Steuersätze auf den privaten Einkom-
men ab dem nächsten oder übernächsten Jahr gesenkt
werden. Wird den privaten Haushalten mehr Geld zur ei-
genen Verfügung belassen, würde dadurch der private
Konsum stimuliert und es käme zu positiven Nachfra-
geimpulsen. Zudem würden geringere Steuersätze stär-
kere Leistungsanreize auslösen. Besonders wirkungs-
voll wäre es, statt der Steuern die Lohnnebenkosten zu
senken. Dann würde Arbeit billiger und damit gegenüber
den Maschinen, ausländischer Konkurrenten und der
Schwarzarbeit attraktiver.
(4) Er kann viertens das Geld in Form von Barschecks un-
mittelbar an die Steuerzahlenden zurückerstatten. Auch
bei dieser Maßnahme hätten die privaten Haushalte mehr
Kaufkraft, die sie für ihren Konsum nutzen könnten. Das
würde zusätzliche konjunkturelle Impulse auslösen.
... eine Maßnahmenkombination
Mein Vorschlag zielt darauf ab, auf die beiden Maßnahmen(1)
und (2) völlig zu verzichten und dafür Alternativen (3) und
(4) zu realisieren und die beiden Maßnahmen zeitlich ge-
staffelt zu kombinieren. 
Auf Maßnahme (1), das Geld für zusätzliche Staatsaufgaben
auszugeben, kann verzichtet werden, weil die positive kon-
junkturelle Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt für eine Ent-
lastung der Sozialkassen sorgt. Damit wird die Notwendig-
keit geringer, aus sozialpolitischen Gründen mehr Geld aus-
geben zu müssen. Zudem lässt sich unter positiven kon-
junkturellen Rahmenbedingungen leichter eine »interne« Um-
schichtung der Ausgaben vornehmen. 
Auf Alternative (1) soll verzichtet werden, weil sich die öf-
fentlichen Haushalte selbst in diesem konjunkturell so er-
freulichen Jahr immer noch netto neu verschulden müs-
sen. 2006 erreichte das Staatsdefizit von Bund, Ländern
und Gemeinden insgesamt noch fast 40 Mrd. € oder 1,7%
des Bruttoinlandprodukts (BIP). In diesem und auch im
nächsten Jahr dürfte das Staatsdefizit deutlich unterhalb
1% des BIP liegen. Das bedeutet, dass die Neuverschul-
dung der öffentlichen Haushalte in diesem Jahr wohl nur
15 bis 20 Mrd. € betragen wird, was mehr als 10 Mrd. €
weniger ist, als noch vor Kurzem erwartet. Aber trotzdem
bleibt es dabei, dass selbst in einem guten konjunkturel-
len Umfeld die öffentlichen Haushalte vorerst mit einem
Defizit in zweistelliger Milliardenhöhe abschließen werden
und erst im Jahr 2011 auf neue Schulden verzichtet wer-
den soll. 
Der Verlauf von Steuereinnahmen und -ausgaben sowie
der Schuldenentwicklung zeigt, dass die Sanierung der öf-
fentlichen Haushalte eine strukturelle und keine konjunktu-
relle Herausforderung ist. Der kräftige Aufschwung lässt zwar
die Steuereinnahmen steigen (letztes Jahr gegenüber dem
Vorjahr um 7,5%). Die Staatsausgaben haben sich hinge-
gen vergleichsweise kaum verändert (+ 0,6%). Die Deutsche
Bundesbank (Monatsbericht Februar 2007, 57 ff.) schätzt,
»dass der positive konjunkturelle Einfluss knapp einen hal-
ben Prozentpunkt und das darüber hinausgehende Wachs-
tum der Gewinnsteuern zusätzlich einen halben Prozent-
punkt zur Verbesserung der Defizitquote beigetragen ha-
ben.« (Dabei ging die Bundesbank von einer Verbesserung
der Defizitquote um 1,2% von 3,2% (2005) auf 2,0% des
BIP (2006) aus; nach neusten Angaben ging das Defizit von
3,2% (2005) sogar auf 2,0% des BIP zurück). 
Verfällt der Finanzminister jetzt dem süßen Gift der reichlich
fließenden Steuereinnahmen und gibt er den unterschiedli-
chen Wünschen nach mehr Geld für Krippen, Kindergär-
ten, Schulen, Klimaschutz oder Kasernen nach, tragen alle
diese Aktivitäten nichts zu einer langfristigen Sanierung der
Staatsfinanzen bei. Die strukturellen Mängel der öffentlichen
Haushalte bestehen unverändert fort oder werden sogar
noch verstärkt. Bei konjunkturell weniger günstigen Zeiten
werden die gewinnabhängigen Steuern, die Umsatz- und
ifo Schnelldienst 10/2007 – 60. Jahrgang
8Zur Diskussion gestellt
Lohnsteuern weniger ergiebig sprudeln und gleichzeitig wer-
den die Forderungen an den Staat lauter werden, die Wirt-
schaft mit Konjunkturprogrammen anzukurbeln, die im Ab-
schwung freigesetzten Arbeitskräfte zu unterstützen und pri-
vate Anpassungskosten abzufedern. 
Maßnahme (2) hat den Vorteil, dass mit jedem Euro, um den
die Staatsschuld verringert wird, die laufenden Zinskosten
gesenkt werden. Würde der Schuldenberg in diesem Jahr
um beispielsweise 10 Mrd. € abgetragen, könnten die öf-
fentlichen Haushalte tagtäglich 1 Mill. € Zinskosten ein-
sparen. Im Großen und Ganzen aber würde bei einem Schul-
denabbau an der strukturellen Schieflage der Staatsfinan-
zen wenig ändern. Zudem hat die Forderung nach einem
Schuldenabbau zum heutigen Zeitpunkt eher semantischen
Charakter. Solange sich der Staat immer noch netto neu
verschuldet, ist ein so genannter Schuldenabbau faktisch
nichts anderes als eine Verlangsamung des Schuldenan-
stiegs. Deshalb werden die Zinskosten nicht verringert, son-
dern nur ihre Zunahme wird gebremst. Von einem wirkli-
chen Schuldenabbau kann erst gesprochen werden, wenn
sich der Staat netto tatsächlich zu entschulden beginnt und
der Schuldenberg abgetragen wird. Erst dann kann auch
ein Rückgang der Zinslasten erwartet werden (vorausge-
setzt, die Zinssätze steigen nicht an). Der Schuldenabbau
ist somit kein originäres Instrument des Finanzministers. Er
ist das Ziel, nicht der Weg und ergibt sich – so banal der
Hinweis auch ist – als Saldo von Staatseinnahmen und
Staatsausgaben. 
Alternativen (3) und (4) streben bei der staatlichen Haushalts-
konsolidierung nach einer Ursachentherapie. Sie setzen –
anders als die anderen Maßnahmen bei den Staatsaufga-
ben und damit bei den Staatsausgaben an. Was sind die
Kernfunktionen und was sind die Kernkompetenzen des
Staates? Was soll der Staat leisten, das Private nicht erfül-
len können? Wie viel Geld braucht er, um diese Aufgaben
kompetent und effizient zu erfüllen? An einer klugen Beant-
wortung dieser unverzichtbaren Grundsatzfragen, führt kein
Weg einer nachhaltigen Sanierung der Staatsausgaben vor-
bei. Die Antworten bedingen ein ausbalanciertes Wechsel-
spiel. Es gilt Schritt für Schritt die Staatsaufgaben und die
Staatsausgaben auf ihre unverzichtbare Notwendigkeit zu
überprüfen und im Sinne der Subsidiarität Menschen sel-
ber in die Lage zu versetzen, möglichst selbständig und mög-
lichst weitgehend für das eigene Wohl zu sorgen. Dazu die-
nen die Steuersenkungen, die den Menschen mehr Geld
für die selbständige Realisierung ihrer eigenen Entscheidun-
gen lassen und damit den Staat entlasten, Aufgaben erle-
digen zu müssen, die er weniger kompetent und weniger ef-
fizient und damit – wenn überhaupt – so nur mit höheren
Kosten erfüllen kann.
Steuern können entweder durch tiefere Steuersätze oder
durch einmalige Steuergutschriften gesenkt werden. Eine
Absenkung der Steuersätze hat für die Steuerzahler den Vor-
teil, dass sie entsprechend ihrer tatsächlichen Steuerschuld
dauerhaft entlastet werden. Steuergutschriften, die in Form
einer pro Steuerzahler identisch hohen Barzahlung erstat-
tet werden, wirken demgegenüber progressiv: für geringe
Einkommen schlagen sie wesentlich stärker zu Buche als
für hohe Einkommen. Steuergutschriften haben dafür den
Vorteil der hohen Flexibilität, sie können dann gewährt wer-
den, wenn konjunkturelle Sondereinflüsse für reichlich spru-
delnde Steuereinnahmen sorgen. Sie entbinden demzufol-
ge die Finanzpolitik nicht davon, ihre strukturellen Hausauf-
gaben zu erledigen. Sie sind somit nicht ein Ersatz, son-
dern eine Ergänzung zu einer generellen Sanierung der
Staatsfinanzen. Anstatt die konjunkturellen Steuerzuflüsse
im Sinne einer antizyklischen Politik vom Staat für schlech-
tere Zeiten »sparen« zu lassen (was er in der Regel dann
doch nicht tut), wird das Steuergeld gar nicht erst eingezo-
gen. Es spricht nichts dagegen und vieles dafür, für die Zeit
nach der Bundestagswahl 2009 eine generelle Senkung der
Steuern- und Abgabensätze in Deutschland ins Auge zu fas-
sen. Wie weit man da gehen kann und gehen will, sollte da-
von abhängig gemacht werden, wie viel Geld der Staat zur
effizienten Erfüllung seiner Aufgaben benötigt.
Der Vorwurf einer »Finanzpolitik nach Kassenlage« trifft für
das Konzept der Steuergutschriften nur teilweise zu. Er gilt
nicht für den überwiegenden Teil der strukturellen Staatsein-
nahmen, sondern stimmt nur für den konjunkturellen Teil.
Nur um an der Stelle die Dimensionen abzustecken, sei dar-
an erinnert, dass bei insgesamt rund 500 Mill. € Steuerein-
nahmen die konjunkturabhängigen Komponenten insgesamt
etwa 100 Mrd. € in die öffentlichen Kassen spülen. Die »ver-
anlagte Einkommensteuer« (im Jahr 2006: 18 Mrd. €), die
»Körperschaftsteuer« (im Jahr 2006: 23 Mrd. €), die »Kapi-
talertragsteuern« (im Jahr 2006: 20 Mrd. €) sowie die »Ge-
werbesteuer« (im Jahr 2006: 38 Mrd. €) sind damit gemeint.
Nimmt man den von der Deutschen Bundesbank (Monats-
bericht Februar 2007, 57 ff.) ermittelte konjunkturelle Anstieg
der gewinnabhängigen Steuern von etwa 0,5% des Trend-
BIP als Ausgangspunkt, sind gut 10 Mrd. € der Steuerein-
nahmen der guten Konjunktur geschuldet. Um diesen kon-
junkturellen Teil der Steuerzuflüsse und um nichts mehr geht
es beim Vorschlag, die Steuerzahlenden rasch durch Steu-
ergutschriften zu entlasten.
Im Übrigen spricht nichts dagegen, anstelle einer einma-
ligen Steuergutschrift die Höhe der Barschecks mit der
Konjunktur atmen zu lassen und im Voraus klare Regeln
festzuschreiben, welcher Anteil der konjunkturabhängigen
Steuereinnahmen unmittelbar an die Steuerzahler zurück-
fließen soll. Damit würde die Kritik einer »Finanzpolitik nach
Kassenlage« nicht stärker zutreffen als bei jedem ande-
ren Versuch, mit einer antizyklischen Finanzpolitik die
Staatsdefizite über den Konjunkturzyklus insgesamt zu
glätten. 
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Die Bundesregierung könnte die in diesem Jahr aus kon-
junkturellen Gründen reichlich sprudelnden Steuereinnah-
men als Steuergutschrift in Form eines Barschecks an die
Steuerzahler zurückgeben. Wäre der Finanzminister bereit,
auf Steuereinnahmen von 10 Mrd. € zu verzichten, könnten
die Finanzämter an alle rund 30 Mill. deutschen Steuerzah-
ler einen Barscheck über 333 € versenden. Die Symbol-
kraft wäre enorm, wenn das Finanzamt nicht nimmt, son-
dern gibt (selbst wenn das Steuergeschenk kein eigentli-
ches Geschenk ist, sondern vom Beschenkten vorher sel-
ber finanziert werden musste). Der Nachteil des Vorschlags
liegt in der pro-zyklischen Wirkung einmaliger Steuergut-
schriften. Wird in guten Zeiten den Steuerzahlern Geld zu-
rückerstattet, wird der private Konsum weiter stimuliert, was
negative Effekte in Form von Preissteigerungen verursachen
kann. Gerade dieser negative Effekt einer Steuergutschrift
lässt sich aber durch eine ganzheitliche Herangehensweise
vermeiden. 
Im Gegenzug und gerade auch, um einer Steuergutschrift
die pro-zyklische Spitze zu brechen, sollte der Staat seine
Ausgaben um denselben Betrag von 10 Mrd. € verringern.
Das kann er deshalb umso leichter tun und überzeugen-
der legitimieren, weil der Staat in konjunkturell guten Zei-
ten auf alle zur Ankurbelung oder zur Stütze der wirtschaft-
lichen Entwicklung gedachten Ausgaben ruhig verzichten
kann. Er braucht weniger Geld für Beschäftigungsprogram-
me oder für arbeitsmarktbedingte Zahlungen. Genauso kann
er in wirtschaftlich guten Zeiten auch auf die eine oder an-
dere Subvention oder Unterstützungsleistung verzichten,
nicht zuletzt, weil die Steuerzahler mit der Rückerstattung
ja auch Geld erhalten, um das eine oder andere auch sel-
ber finanzieren zu können und damit die Staatskasse zu
entlasten. Etwas provokativ ausgedrückt: Der Barscheck
könnte von Familien benutzt werden, um damit den Kinder-
gartenplatz für die Jüngsten oder die Studiengebühren für
die Älteren zu bezahlen. So würde automatisch der wich-
tigen und richtigen Forderung nach mehr Geld für bessere
Bildung Genüge getan, ohne dass der Finanzminister neu-
es öffentliches Geld in neue staatliche Aufgaben stecken
müsste.
Absenkung der Einkommensteuer nicht
zwingend
Wird es die vorausgesagten Steuermehr-
einnahmen überhaupt geben?
Die diesjährige offizielle Frühjahrsschätzung (8. bis 11. Mai
in Görlitz) der Steuereinnahmen des Bundes, der Länder und
der Gemeinden hat für den gesamten Schätzzeitraum 2007
bis 2011 und für alle staatlichen Ebenen erhebliche Steuer-
mehreinnahmen gegenüber den bisherigen Budgetplanun-
gen errechnet. Wie jedes Mal haben die Experten auf der
Basis der von der Bundesregierung vorgegebenen Einschät-
zung der kurz- und mittelfristigen (bis 2011) gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung mit größter Professionalität ge-
schätzt. Aber es gilt eben: Jede Steuerschätzung kann nur
so gut sein wie die ihr zugrunde liegende Einschätzung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung.
Mit Sicherheit hat die Bundesregierung unter Beachtung
auch der von anderen inländischen oder internationalen Ins-
titutionen für Deutschland erstellten Prognosen seriös und
gründlich die weitere gesamtwirtschaftliche Entwicklung vor-
ausgesagt. 
Je weiter die Vorhersage allerdings dabei in der Zukunft liegt,
desto größer ist grundsätzlich das Risiko einer Abweichung
der erwarteten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung von der
späteren Ist-Entwicklung. Die Bundesregierung wie auch
fast alle anderen Institutionen geben deshalb fundierte Prog-
nosen der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung nur für die
kommenden ein bis zwei Jahre ab; für die mittlere Frist wer-
den lediglich Projektionen erstellt, in die auch normative Über-
legungen bzw. Zielvorstellungen eingehen, die durch eine
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entsprechende Politik erst noch erreicht werden müssen.
Hierin sieht übrigens der Bundesrechnungshof (BRH) eine
der Ursachen dafür, dass »im Durchschnitt der Haushalts-
jahre 1995 bis 2005 ... [Anm.: beim Bund] die tatsächlich
eingegangenen Steuereinnahmen die Vorhersagen früherer
Steuerschätzungen und früherer Finanzpläne erheblich [un-
terschritten haben].« (S. 3 des BRH-Berichts vom 25. Ok-
tober 2006 an den Haushalts- und den Finanzausschuss
des Deutschen Bundestages zu »Verfahren und Aussage-
kraft der Steuerschätzung«).
Während man mit relativer Sicherheit annehmen kann, dass
die für 2007 und 2008 geschätzten Steuereinnahmen des
Staates dann auch in etwa so aufkommen werden, werden
mit jedem weiteren Jahr des Schätzzeitraums bis 2011 die
Schätzergebnisse allerdings – und das gilt prinzipiell – im-
mer virtueller. Oder anders formuliert: Mit zunehmendem
zeitlichem Abstand von heute kann nicht nur die gesamt-
wirtschaftliche Entwicklung ganz anders aussehen als heu-
te vorausgesagt, sondern können folglich auch die heute für
die mittlere Frist geschätzten Steuereinnahmen dann anders
– nämlich auch viel geringer! – ausfallen. Bereits geringe
Andersschätzungen oder -entwicklungen des Realwachs-
tums führen in der Kumulation über mehrere Jahre zu zwei-
stelligen relativ »dramatischen« Steuermehr- oder -minder-
einnahmen.
Deshalb wäre es keine vernünftige Politik, angesichts der
geschätzten Steuermehreinnahmen jetzt dauerhafte Be-
lastungen der öffentlichen Haushalte zu beschließen. Das
gilt insbesonders für die von manchen geforderten dau-
erhaften weiteren Senkungen der Einkommensteuer. Wenn
der eingeplante Steuerregen dann nämlich irgendwann
in der Zukunft ausbleibt, weil die Konjunktur wieder ein-
mal den Wirtschaftsforschern und ihren Vorhersagen ei-
nen Streich spielt, hätte man schon heute Finanzierungs-
lücken von morgen angelegt, die dann durch weitere öf-
fentliche Schulden, wieder höhere Steuern oder schmerz-
hafte Einschnitte bei den Staatsausgaben geschlossen
werden müssen. 
Allein schon von daher spricht viel dafür, die Steuermehr-
einnahmen möglichst weitgehend für die Absenkung der
Nettokreditaufnahme auf allen staatlichen Ebenen einzu-
planen.
Muss die öffentliche Verschuldung überhaupt 
zurückgeführt werden?
Der öffentliche Gesamthaushalt weist Ende 2006 nach 
BMF-Berechnung einen Gesamtschuldenstand von fast
1 500 Mrd. € auf. Bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt
(BIP) ergibt das in der Abgrenzung des Maastricht-Vertra-
ges (Europäischer Stabilitäts- und Wachstumspakt) eine
Schuldenstandsquote von knapp 68%. Insbesonders im
Zuge der Deutschen Einheit seit 1990 ist der öffentliche
Schuldenstand Deutschlands stark – und mit großer Ge-
schwindigkeit! – angestiegen (1990 betrug die Schulden-
standsquote »nur« 42,3%). Das Gleiche gilt natürlich für
die öffentlichen Zinslasten, die ebenfalls erheblich zugenom-
men haben.
Klar ist, dass diese Entwicklung so nicht ad infinitum wei-
tergehen darf. Ansonsten kann wirklich einmal ein Zustand
der öffentlichen Haushalte erreicht werden, bei dem die
dann aufgebaute Höhe des Schuldenstands gestalterische
Politik unmöglich macht, weil wegen der hohen Zinszah-
lungsverpflichtungen die nötigen Mittel fehlen für den er-
forderlichen sozialen Ausgleich, für Infrastruktur, Bildung
etc.: Genau dies gilt es durch »nachhaltige« Finanzpolitik
zu verhindern: Haushaltskonsolidierung ist unabdingbar,
um die nachfolgenden Generationen vor zu hoher Belas-
tung oder mangelnder finanzpolitischer Handlungsfähig-
keit zu bewahren.
Wer kennt die maximal akzeptable Staats-
verschuldung?
Bei welchem spezifischen zeitlichen Pfad der jährlichen
öffentlichen Neuverschuldung, ab welcher Höhe von Schul-
denstand oder Schuldenstandsquote konkret die finan-
zielle Handlungsfähigkeit des Bundes und der anderen öf-
fentlichen Haushalte in Deutschland gefährdet ist – das
wird allerdings entweder nicht reflektiert oder dann doch
sehr unbestimmt gelassen. Hier hat die politische Debat-
te, aber oftmals leider auch die fachliche Debatte ein kla-
res Defizit.
Bezogen auf den Schuldenstandsquoten-Grenzwert von
60% des BIP im Rahmen des Europäischen Stabilitäts- und
Wachstumspaktes formuliert der Sachverständigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
(SVR) in seinem am 12. März 2007 der Bundesregierung
überreichten Sondergutachten »Staatsverschuldung wirk-
sam begrenzen«: »Eine ökonomische Rechtfertigung gibt
es für diesen Grenzwert indes nicht. Ab wann die Schul-
denstandsquote ein bedrohliches Ausmaß erreicht, hängt
vor allem von den speziellen Gegebenheiten in dem Land
selbst ab.« (TZ 18). An anderer Stelle (TZ 33) formuliert der
SVR: »Von vornherein ist beispielsweise keineswegs klar,
ob eine Schuldenstandsquote von 30% »besser« oder
»schlechter« ist als eine von 70% ...«. Für mich hört sich das
an, als sei es auch von Seiten der Wissenschaft her nicht
eindeutig bestimmbar, welche konkrete Staatsverschuldung
– d.h. welcher konkrete zeitliche Pfad der jährlichen öffent-
lichen Neuverschuldung und welcher daraus folgende
Schuldenstand – gerade noch akzeptabel und welche
Staatsverschuldung darüber hinaus dann »gefährlich« für
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das Gemeinwesen ist. Überzeugende wissenschaftliche
Antworten z.B. auf die Frage, ob die aktuell (aus welchen
Gründen auch immer) in Deutschland erreichte Schulden-
standsquote bereits schädlich ist und von daher schleu-
nigst wieder zurückgebaut werden muss oder ob sie – »theo-
retisch« – nicht noch ein paar Jahre ansteigen könnte, sind
zumindest mir nicht bekannt. 
Wie also hat man – unabhängig davon, dass natürlich die
rechtlichen Vorgaben des Grundgesetzes bzw. der Län-
derverfassungen und des Europäischen Stabilitäts- und
Wachstumspaktes bezüglich der öffentlichen Kreditaufnah-
me erfüllt werden müssen – als haushalts- bzw. finanzpoli-
tischer Entscheider mit dieser prinzipiellen Ungewissheit um-
zugehen? Ich halte die Position für vernünftig und »hand-
lungstheoretisch« geboten, dass angesichts der beschrie-
benen fehlenden Eindeutigkeit wann immer möglich sich er-
gebende finanzielle Spielräume auf allen staatlichen Ebenen
zur Rückführung der öffentlichen Verschuldung genutzt wer-
den. Konsolidierungspotentiale sind zu heben; öffentliche
Verschwendung – so sie auftritt – ist abzustellen. Das schließt
ein, dass die für die Budgets des Bundes, der Länder und
der Gemeinden Zuständigen ständig aufgefordert sind, durch
Aufgabenkritik und Aufgabenpriorisierung, wie dann auch
durch die Verbesserung der Effizienz staatlicher Aufgaben-
erfüllung solche Spielräume zu schaffen. Je geringer die jähr-
liche Neuverschuldung auf allen staatlichen Ebenen ausfällt,
desto mehr sind wir auch, was die »Gefährlichkeit« des er-
reichten öffentlichen Schuldenstandes angeht, auf der si-
cheren Seite. Genauso gilt natürlich: Je früher es gelingt,
nicht nur das weitere Anwachsen des Schuldenbergs zu
stoppen, sondern diesen Berg vielleicht sogar abzutragen,
desto besser.
Soll Haushaltskonsolidierung alles andere 
dominieren?
Damit spreche ich mich nicht für eine bedingungslose Haus-
haltskonsolidierung aus:
Die Zurückführung der öffentlichen Verschuldung hat z.B.
dort ihre Grenze, wo durch den Abbau von Sozialausgaben
oder anderes der soziale Zusammenhalt gefährdet wird.
Ebenso dürfen z.B. notwendige öffentliche Investitionen in
den Erhalt einer lebenswerten Umwelt nicht unterbleiben.
Ebenso bleibt es z.B. Aufgabe des Staates, »unabhängig
vom Geldbeutel der Eltern« jedem eine qualifizierte und aus-
reichende Bildung zu ermöglichen. 
Zumindest die Sozialdemokratie ist zudem nach wie vor über-
zeugt, dass öffentliche Ausgaben und Einnahmen – klug ein-
gesetzt – auch eine wichtige aktive Rolle bei der Förderung
von Konjunktur und wirtschaftlichem Wachstum spielen kön-
nen. Welche Bedeutung eine dynamische Wirtschaft mit mitt-
lerweile deutlichen Verbesserungen auf dem Arbeitsmarkt für
die Gesundung der öffentlichen Haushalte hat, erleben wir
gerade seit dem letzten Jahr. Hätten wir in 2006 und auch
vorher nicht die automatischen Stabilisatoren wirken las-
sen, hätte die Konjunktur nicht einen so positiven Verlauf
genommen. Auch war der Koalitionspartner auf Bundesebe-
ne klug beraten, sich bereits in den Koalitionsverhandlun-
gen im Herbst 2005 dem sozialdemokratischen Drängen auf
konjunktur- und wachstumsfördernde Impulse für die Jahre
2006 und folgende zu öffnen. Andererseits – der Zusammen-
hang zwischen wirtschaftlicher Entwicklung und öffentlicher
Verschuldung ist komplex – erhöhen »solide öffentliche Haus-
halte« nach herrschender Meinung »das Wachstumspoten-
tial, indem sie das Vertrauen stärken und es damit den Kon-
sumenten und Investoren erleichtern, langfristige Entschei-
dungen zu treffen. Darüber hinaus führen niedrige Defizit-
und Schuldenquoten tendenziell zu einem niedrigen Zinsni-
veau, so dass Investitionen zu günstigen Bedingungen finan-
ziert werden können.« (Deutsche Bundesbank, Monatsbe-
richt Januar 2005, S. 43).
Bei jeder Budgetaufstellung, -beratung und -verabschie-
dung ist deshalb zu reflektieren und ggfs. in der Regierungs-
koalition auszufechten, wo dann konkret die Budgetberei-
che liegen, die trotz aller Konsolidierungserfordernisse nicht
beschnitten werden sollten, und welche budgetbelastenden
Maßnahmen zur Zukunftsgestaltung, Wachstumsförderung,
Erarbeitung von Bildungsgerechtigkeit etc. trotz aller Kon-
solidierungserfordernisse ergriffen werden müssen.
In einer Demokratie muss die rationale Abwägung von Haus-
haltskonsolidierung und eventuellen zwingenden Politik- und
Finanzierungsbedarfen letztlich beim Parlament verbleiben.
Auch wegen ihres stark normativen Charakters darf sie nicht
irgendeinem »Experten«-Kränzchen überantwortet werden.
(Randbemerkung: Die derzeit im Rahmen der angestreb-
ten »Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen«/»Föderalismusreform II« angesprochenen und von vie-
len angestrebten Verschärfungen der Verfassungsregeln zur
öffentlichen Kreditaufnahme dürfen weder dazu führen, dass
über die staatlichen Einnahmen und Ausgaben keine gestal-
tende Politik mehr möglich ist, noch dass das Parlament
bzw. der Haushaltsgesetzgeber substantiell in seinen Rege-
lungsmöglichkeiten eingeschränkt wird.)
Was passiert mit den aktuellen Steuermehr-
einnahmen?
In der Presseerklärung BMF – Nr. 55/2007 – vom 11. Mai
2007 hat Bundesfinanzminister Peer Steinbrück bei der Ver-
kündung der Ergebnisse der Steuerschätzung von Görlitz
die Leitlinie für die Verwendung der für den Bund geschätz-
ten Steuermehreinnahmen formuliert: »Die Bundesregierung
wird aus jetziger Sicht die Nettokreditaufnahme bis spätes-
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tens 2011 auf null reduzieren. Die Rückführung des gesamt-
staatlichen strukturellen Defizits auf null wird spätestens bis
2010 gelingen. Das ist eine historische Trendwende: der Ein-
stieg in den Abbau des aufgelaufenen Schuldenbergs von
über 1 500 Mrd. € wäre endlich möglich. Im Rahmen die-
ser Maßgabe wird die Bundesregierung ihren erfolgreichen
Kurs »Investieren, Sanieren, Reformieren« fortsetzen und zur
Verfügung stehende finanzpolitische Spielräume nutzen, um
Wachstum und Beschäftigung zu fördern und die Zukunfts-
chancen unseres Landes zu verbessern. Dafür werden wir
jährlich rund 2 Mrd. € in der Finanzplanung zur Verfügung
stellen. Folgende wichtige Zukunftsbereiche wollen wir da-
mit ausgewogen und nachhaltig stärken: Bildung und For-
schung, Familie, Klimaschutz, Infrastruktur, Entwicklungs-
hilfe sowie innere und äußere Sicherheit.« Danach sollen
die geschätzten Steuermehreinnahmen zu weiten Teilen in
die Absenkung der öffentlichen Verschuldung gesteckt wer-
den, gleichzeitig aber wird die Finanzierung notwendiger po-
litischer Gestaltung gesichert. Dies entspricht genau dem
bisher Gesagten und ist vernünftige und verantwortungsbe-
wusste Politik.
Muss die Einkommensteuer kurzfristig noch 
einmal gesenkt werden?
Zu Recht hat der Bundesfinanzminister in seiner Presseer-
klärung vom 11. Mai 2007 als Verwendungsoption für die
Steuermehreinnahmen nicht eine Senkung der Einkommen-
steuer in Aussicht gestellt. Die von der FDP, aber auch von
der PDS geforderte »Rückgabe« der Steuermehreinnahmen
an die Bürgerinnen und Bürger über zusätzliche Senkun-
gen der Einkommensteuer gehört nach den massiven und
dauerhaften Einkommensteuersenkungen der letzten Jah-
re – und vor allem als Alternative zur Absenkung der öf-
fentlichen Verschuldung! – nicht zu den dringenden politi-
schen Aufgaben. Die von Gerhard Schröder geführte Bun-
desregierung hat in den Jahren 1998 bis 2005 bereits
Grundfreibetrag und Kindergeld/Kinderfreibetrag mehrfach
erhöht und die Einkommensteuersätze erheblich abgesenkt.
Immer gerne wird dies allerdings in der politischen und auch
in der wissenschaftlichen Debatte vergessen. Das als eine
Begründung vorgebrachte Argument, ohne baldige weite-
re Einkommensteuersenkung profitierten die Bürgerinnen
und Bürger nicht genug vom Wirtschaftsaufschwung, ist
nicht richtig: Bereits jetzt haben die Tarifpartner höhere Löh-
ne und Gehälter für Millionen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer vereinbart; die Zahl der Arbeitslosen hat be-
reits stark abgenommen. Also auch von daher ist eine bal-
dige Absenkung der Einkommensteuer nicht zwingend.
Auch zur Förderung von Konjunktur und Wachstum ist sie
absehbar nicht nötig – zumal zum 1. Januar 2008 eine un-
ter den obwaltenden Umständen gute Unternehmensteu-
erreform in Kraft treten wird.
Spare in der Zeit, dann hast Du 
in der Not!
Die Konjunktur brummt, die Arbeitslosenzahlen sinken,
selbst Rentenkasse und Staat melden Rekordeinnahmen.
So konnte der Arbeitskreis »Steuerschätzungen« für Bund,
Länder und Gemeinden in seiner Mai-Prognose einen
wahren Geldsegen in Aussicht stellen. Mit annähernd
180 Mrd. € zusätzlich können demnach die öffentlichen
Haushalte für die Jahre 2007 bis 2010 rechnen. Davon
entfällt auf den Bund rund die Hälfte. Allerdings handelt
es sich um prognostizierte und noch nicht um realisierte
Steuermehreinnahmen.
Geld macht angeblich sinnlich, und es stellt sich die Frage,
was mit den unverhofften und bisher nicht eingeplanten
Mehreinnahmen zu tun oder keinesfalls zu tun ist. 
Bevor diese Frage beantwortet werden kann, ist ein Blick
auf die Situation der öffentlichen Haushalte notwendig. Die
Schulden des Bundes, der Länder und der Gemeinden
wachsen auch weiterhin. Die Höhe der staatlichen Verschul-
dung liegt derzeit bei rund 1,5 Bill. € – eine astronomisch
hohe Summe! Anschaulicher und transparenter wird diese
Zahl, schreibt man sie aus: 1.500.000.000.000. Der Anteil
des Bundes an der Gesamtverschuldung des Staates be-
trägt mehr als 60%. Alleine die Schulden des Bundes (rund
920 Mrd. €) verschlingen jährliche Zinszahlungen von bis-
her rund 40 Mrd. €. Nach dem Rentenzuschuss (rund
80 Mrd. €) ist der Zinsdienst der zweitgrößte Haushalts-
posten des Bundes. 
Entwicklung der Staatsverschuldung
Wirft man einen Blick zurück auf die Entwicklung des Schul-
denstandes, stellt sich einem ein besorgniserregendes Bild
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dar. Im Geburtsjahr des aktuellen Vorsitzenden des Haus-
haltsausschusses (1965) betrug die Gesamtverschuldung
des Staates rund 40 Mrd. €, also etwa den Betrag, den der
Bund heute alleine für den Zinsdienst alljährlich zu zahlen
hat. In den 70er Jahren wurden die staatlichen Schulden
mehr als verdreifacht und lagen bei 211,6 Mrd. €. In den
darauf folgenden Jahren bis zur Wiedervereinigung erfolg-
te abermals ein deutlicher Anstieg der Staatsverschuldung
auf knapp eine halbe Billion Euro. 
Mit der Wiedervereinigung hat sich das Verschuldungstem-
po zunächst erheblich gesteigert. Es wurden außerhalb der
Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden eine Reihe
von Nebenhaushalten respektive Sondervermögen zur Er-
füllung spezieller wirtschafts- und finanzpolitischer Aufga-
ben geschaffen. 
Innerhalb von 15 Jahren erhöhten sich die Schulden des
Staates um das Dreifache von 475 Mrd. € im Jahr 1989 auf
1,43 Bill. € im Jahr 2004. Dadurch stieg die Schuldenstands-
quote um mehr als die Hälfte von 40,6 auf rund 66% des
Bruttoinlandprodukts (BIP) im Jahr 2004 an. 
Die Zinslastquote der Gebietskörperschaften insgesamt ist
inzwischen zweistellig, d.h. über 10% ihrer Ausgaben sind
Zinsverpflichtungen. Aus dem Bundeshaushalt müssen be-
reits mehr als 18% der Steuereinnahmen für den Zinsdienst
aufgewendet werden. Die Zinssteuerquote bei den Län-
dern beträgt rund 14%. Hierdurch wird der finanzpolitische
Handlungsspielraum erheblich eingeschränkt.
Verschuldung des Bundes
Die hohe Verschuldung des Bundes bleibt eine schwere fi-
nanzpolitische Last. Mit Stand 31. Dezember 2006 betrug
sie insgesamt 916,6 Mrd. €. Im Jahr 1970 lag die Bundes-
schuld noch bei 28,9 Mrd. €. Seitdem erfolgte ein stetiger
Aufwuchs, der sich besonders mit der Wiedervereinigung
beschleunigte. Von damals 277,2 Mrd. € auf 387 Mrd. € im
Jahr 1995 hat sich die Bundesschuld bis zum Jahr 2006 an-
nähernd verdreifacht. Dieser Negativtrend ist bisher nicht
gestoppt worden. Nach wie vor wächst die Verschuldung
des Bundes beständig und wird zum Ende des Jahres 2010
aller Wahrscheinlichkeit nach die Billionengrenze erreichen.
Die Folgen der zunehmenden Staatsverschuldung für den
Bundeshaushalt sind erheblich. Seit 1989 haben sich die
jährlichen Zinsausgaben mehr als verdoppelt: Von
16,7Mrd.€ auf 39,3 Mrd. € im Bundeshaushalt 2007. Rund
18% der veranschlagten Steuereinnahmen müssen heute
für Zinszahlungen eingesetzt werden. Hinzu kommt ein er-
hebliches Zinsänderungsrisiko. Immerhin nimmt der Bund
in den nächsten Jahren jährlich etwa 240 Mrd. € an Kredi-
ten auf dem Kapitalmarkt auf (Bruttokreditaufnahme), um
vor allem fällige Kredite aus früheren Jahren zu tilgen. 
Ungeachtet einer deutlich verbesserten Einnahmesituati-
on – allein gut 11 Mrd. € mehr nach der Mai-Steuerschät-
zung – ist der Bund nach wie vor mit ernsten finanzwirt-
schaftlichen Problemen konfrontiert. 
Eine nachhaltige Gesundung der Finanzen ist noch nicht in
Sicht. Insbesondere auf der Ausgabenseite besteht wei-
terhin eine strukturelle Schieflage. Gut 90% der Steuerein-
nahmen sind im Haushaltsjahr 2007 durch Sozial-, Zins-
und Personalausgaben gebunden. Durch diesen hohen An-
teil konsumtiver Ausgaben bleibt es damit weiterhin schwie-
rig, im Bundeshaushalt die erforderlichen finanziellen Res-
sourcen für zukunftsgerichtete investive Ausgaben bereit-
zustellen.
Bewertung – Ausblick
Vor der Notwendigkeit des Schuldenabbaus in wirtschaft-
lich besseren Zeiten haben Politiker aller Parteien in den
zurückliegenden Jahrzehnten die Augen verschlossen. Statt
die in konjunkturell günstigen Zeiten erforderlichen Haus-
haltsüberschüsse zu realisieren, wurden politisch motivier-
te Haushaltsdefizite beschlossen. Eine Konsolidierungspo-
litik in konjunkturell guten Zeiten ist zwar ökonomisch unver-
zichtbar, politisch aber nur schwer durchsetzbar, wie eine
Vielzahl von Beschlüssen der Koalition zeigen.
Haushaltsbelastungen aufgrund von Koalitions-
beschlüssen 
Es ist festzustellen, dass die Politik, in weiten Teilen auch die
Gesellschaft, nicht aus den Fehlern der Vergangenheit ge-
lernt hat. Die Debatte um die Finanzierung neuer so genann-
ter Krippenplätze offenbart die Kurzsichtigkeit der politisch
Verantwortlichen. Beim Ausbau der Kindertagesbetreuungs-
plätze sieht die Einigung der Koalition vor, dass der Bund
ein Drittel der Gesamtkosten von 12 Mrd. €, also 4 Mrd. €,
übernimmt, und dies obwohl er noch nicht einmal verfas-
sungsrechtlich dafür zuständig ist. 
Allein zwei Beschlüsse der Koalition belasten die Steuerzah-
ler und den Bundeshaushalt mit über 100Mrd.€in den kom-
menden Jahren. So betragen die finanziellen Auswirkun-
gen des so genannten »Wachstums- und Innovationspro-
gramms« (Genshagener Beschlüsse) 25 Mrd. € für vier Jah-
re und die Entscheidung zugunsten der Wiedereinführung
eines GKV- Bundeszuschusses rund 80 Mrd. € (75,5Mrd.€
bis 2016).
Diese beiden Beschlüsse führen im Bundeshaushalt 2008
zu Mehrausgaben von über 10 Mrd. €. Davon entfallen auf
die Genshagener Beschlüsse rund 7,8 Mrd. € und den GKV-
Bundeszuschuss 2,5 Mrd. €. Des Weiteren führt der von
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Arbeitsminister Müntefering ausgehandelte Kompromiss bei
den Leistungen des Bundes für Unterkunft und Heizung
mit der Lex Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz zu
Mehrkosten von 2,3 Mrd. €. Diese drei Positionen beinhal-
ten  Zusatzbelastungen für den Bundeshaushalt von
12,6 Mrd. €.
Damit zeigt sich, dass die Ausgabenwünsche der Koaliti-
on mehr und mehr zur Achillesferse der Konsolidierung im
Bundeshaushalt geworden sind. Die Bewährungsprobe
für die Koalition erfolgt jetzt – im starken Aufschwung. Doch
hält sie dieser nicht stand, weil sie permanent neue Aus-
gaben beschließt, ohne an anderer Stelle entsprechend zu
sparen. 
Es werden von der Koalition dauerhafte Lasten für den Bun-
deshaushalt beschlossen, ohne dass diese zwingend durch
dauerhafte Einnahmen gedeckt sind. Es ist alles andere als
eine Nachhaltigkeit der Haushaltspolitik, wenn mit einmali-
gen Einnahmen dauerhaft Ausgaben für was auch immer
finanziert werden sollen.
Eine solide und nachhaltige Haushaltspolitik muss sich von
langfristigen Belastungen freihalten, die ihre Handlungsfä-
higkeit zu sehr einschränken, weil ansonsten der Spielraum
für kurzfristig notwendige Korrekturen und für eine recht-
zeitige Anpassung an Strukturveränderungen verloren geht.
Wie im europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt vor-
gesehen, sollten die Haushalte in normalen Zeiten struktu-
rell nahezu ausgeglichen sein bzw. Überschüsse aufweisen.
Dauerhafte Handlungsfähigkeit erfordert auch, das heute
festgelegte Leistungsansprüche, die sich als langfristig wirk-
sam werdende Treibsätze überproportionaler Belastungen
bzw. defizitärer Entwicklung herausstellen können, durch
rechtzeitig eingeleitete kompensatorische Maßnahmen un-
ter Kontrolle gehalten werden. Hier ist insbesondere an die
Belastungen aus der demographischen Entwicklung im Be-
reich des Gesundheitswesens, der Alterssicherung sowie
aktuell der Pflegeversicherung zu denken.
Eine nachhaltige Haushaltspolitik sollte auch ihren eigenen
Beitrag dazu leisten, dass die Grundlagen einer langfristigen
wirtschaftlichen Entwicklung erhalten und gefördert werden.
Zu diesem Zweck sollten Niveau und Struktur der Einnah-
men und Ausgaben des Staates darauf abgestimmt sein,
ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum zu ermöglichen und
zu fördern. Ein zu hoher Anteil an konsumtiven Ausgaben
sowie strukturerhaltende Subventionen für Unternehmen
und anreizschädigende Transferzahlungen für private Haus-
halte können das Wirtschaftswachstum hemmen und die
bessere Beschäftigungslage gefährden. 
Ebenso kann die Erfüllung allokationspolitischer Zielsetzun-
gen, wie die effiziente Gestaltung des Steuersystems z.B.
durch Verbreiterung der Bemessungsgrundlage und Sen-
kung der Steuersätze, der Wegfall der Erbschaftssteuer oder
der Anreiz zu einer größeren privaten Eigenvorsorge neben
der Sozialversicherung, einen wesentlichen Beitrag zur
Wachstumsfreundlichkeit der Finanzpolitik leisten.
Haushaltskonsolidierung ist das entscheidende Programm
für die Zukunftsfähigkeit eines Staates in der globalisierten
Welt. Wird der Weg in den Verschuldungsstaat gestoppt,
wird gleichzeitig die Grundlage für die Sicherung des Sozi-
alstaates auch in Zukunft geschaffen. Mit einer konsequen-
ten Haushaltssanierung wird zudem die soziale Ungerech-
tigkeit der Staatsverschuldung bekämpft, denn die extrem
hohen Zinsausgaben im Bundeshaushalt müssen von den
Steuerzahlern finanziert werden. Ebenso wird mit einer Haus-
haltssanierung die ungerechtfertigte Belastung zukünftiger
Generationen beendet.
Entscheidend ist, heute die Weichen für dauerhaft gesun-
des Wachstum in Deutschland zu stellen. Der Beitrag der
Haushaltspolitik besteht in einer konsequenten, mittel- und
langfristig orientierten Rückkehr zu soliden öffentlichen Haus-
halten. 
Durch Wachstum sanieren, durch Sanieren 
wachsen
Allerdings ist auch klar, dass ohne Wachstum und mehr
Beschäftigung sämtliche Konsolidierungsbemühungen in
eine Sackgasse führen. Dabei ist die Konsolidierung öf-
fentlicher Haushalte eine Bedingung für weiteres Wachs-
tum. Wachstum und Konsolidierung bedingen damit ein-
ander.
Zur Steigerung des Wachstumspotentials gibt es primär drei
Hebel: 
1. Technischen Fortschritt ermöglichen. Die Politik muss
hier vor allem forschungs- und anwendungsfreundliche
Rahmenbedingungen (bspw. Grüne Gentechnik, Stamm-
zellenforschung) schaffen, damit Deutschland ein attrak-
tiver Wirtschaftsstandort bleibt. 
2. Flexible Güter- und Arbeitsmärkte. Vor allem der Arbeits-
markt ist zu stark reguliert. Weniger gewerkschaftliche
Mitbestimmung, ein beschäftigungsfreundliches Arbeit-
nehmerrecht und betriebliche Bündnisse, sowie eine Ka-
pitalbeteiligung der Arbeitnehmer sind hier die Stich-
worte.
Manche Gütermärkte (z. B. Strom, Gas) sind faktisch na-
hezu wettbewerbsfrei. Immer noch sind Wirtschaftszwei-
ge – etwa der Gesundheitsbereich oder der Schienen-
verkehr – staatlich bzw. halbstaatlich und nicht markt-
wirtschaftlich organisiert. Die milliardenschweren Büro-
kratielasten legen besonders den Mittelstand lahm.
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3. Reduzierung der hohen Steuer- und Abgabenlast. Die
hohen Sozialabgaben verteuern den Faktor Arbeit zu-
sätzlich und verhindern so Neueinstellungen. Reformen
bei der Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung blei-
ben genauso auf der Tagesordnung wie eine umfassen-
de Steuersenkungs- und Steuervereinfachungsreform,
verbunden mit weiterem Subventionsabbau.
Allein die gesetzliche Verpflichtung zu einem ausgegliche-
nen Haushalt führt noch nicht dazu, dass der Staat aus
dem Teufelskreis eines laufenden Haushaltsdefizits und
einer damit verbundenen steigenden Staatsverschuldung
ausbricht.
Daher nimmt die FDP, anders als die Koalition, bei der Ver-
wendung der Steuermehreinnahmen eine andere Schwer-
punktsetzung vor:
Die FDP ist für einen gleich gewichteten Mix aus Bürger-
entlastung und Haushaltskonsolidierung bei gleichzeitiger
Senkung der Staatsausgaben. Die Entlastung der Bürger
und die weitere Haushaltskonsolidierung sind zwei Seiten
derselben Medaille. Wir sprechen uns jedoch im Gegen-
satz zur Koalition gegen zusätzliche Haushaltsmittel für po-
litisch motivierte Programme zur kurzfristigen Wählerbeglü-
ckung aus.
Die FDP will ein niedrigeres, einfacheres und gerechteres
Steuersystem. Gerade in Zeiten konjunkturell bedingter Steu-
ermehreinnahmen braucht Deutschland eine Steuerstruk-
turreform. Die Senkung der Belastungen beim Bürger schafft
neue Nachfrage und neue Investitionen und damit auch ei-
ne nachhaltige Verbesserung der Staatsfinanzen. Deswe-
gen spricht sich die FDP-Bundestagsfraktion dafür aus, die
Steuermehreinnahmen auch für eine Entlastung der Bürger
bei Steuern und Abgaben zu verwenden. Im Interesse der
jungen Generation wollen und müssen wir gleichzeitig Schul-
den abbauen.
Haushaltssanierung auf der Ausgabenseite 
Bei einer Wachstumsstrategie sind solide Staatsfinanzen
eine unverzichtbare Grundlage. Mit einer Sparpolitik – wenn
sie konsequent eingeleitet und fortgesetzt wird – wird ei-
ne Voraussetzung geschaffen, die ausufernde Staatstä-
tigkeit und die hohen Staatsausgaben einzudämmen. Die
Staatsquote liegt immer noch bei über 45%, d.h. fast die
Hälfte der gesamtwirtschaftlichen Leistung geht durch die
Hände des Staates. Die Staatsquote lässt sich senken,
indem die Wirtschaftsleistung schneller wächst als die
Staatsausgaben. 
Die Haushaltskonsolidierung muss daher konsequent auf
der Ausgabenseite ansetzen und dabei primär die konsum-
tiven Ausgaben in den Fokus nehmen. Der Sachverständi-
genrat hat dargelegt, dass nur eine solche Konsolidierungs-
strategie erfolgreich ist. Es geht also hierbei nicht um »Dumm
sparen«, sondern darum, die unnötigen Ausgaben des Staa-
tes abzubauen.
Die auch von der neuen Bundesregierung angestrebte Sa-
nierung über die Einnahmeseite – vor allem über die Mehr-
wertsteuer – war in den letzten 30 Jahren in keinem euro-
päischen Land erfolgreich. Durch Steuer- und Abgabener-
höhungen werden die Bürger und Unternehmer stärker be-
lastet, was sich negativ auf Konsum- und Investitionsnei-
gung auswirkt. Außerdem werden die strukturellen Proble-
me in den Sozialversicherungen nicht gelöst, sondern ledig-
lich in die Zukunft verschoben. 
Die Behauptung, Ausgabenkürzungen zur Haushaltskon-
solidierung würden die Konjunktur »kaputtsparen«, ist ein
Schauermärchen mit wenig Bezug zur Realität. So verrin-
gerte sich die Zahl der Arbeitslosen zwischen 1994 und
2000 in Irland um 65%, in den Niederlanden um 54% und
in Großbritannien um 40%. Im selben Zeitraum sanken die
Staatsquoten in den genannten Ländern um 6 bis 12 Pro-
zentpunkte.
Eine Konsolidierung der öffentlichen Haushalte und die Ein-
haltung der gesetzlichen Regelungen sind kein Selbstzweck.
Sie fördern vielmehr die mittel- und langfristigen Wachstums-
aussichten und liegen im wohlverstandenen Interesse
Deutschlands. 
Niedrige öffentliche Defizite bzw. ein Verzicht auf staatliche
Kredite entlasten den Kapitalmarkt und sind damit der fi-
nanzpolitische Beitrag zu niedrigen Preisen und Zinsen. Ge-
rade bei einkommensschwächeren Arbeitnehmern und Fa-
milien ist eine niedrige Zinsbelastung entscheidend für den
Erwerb von Wohneigentum. 
Zudem erleichtern niedrige Preise und Zinsen den privaten
Konsum und bilden eine solide Kalkulationsgrundlage für
Privatinvestitionen. Es sind die Investitionsausgaben, die un-
sere Wirtschaft und Gesellschaft voranbringen; die den Men-
schen mehr Chancen geben (Bildung) und sie ihr Leben stär-
ker nach ihren Vorstellungen leben lassen (Familieninfrastruk-
tur); die über Innovation (Forschung, Technologietransfer)
Arbeitsplätze schaffen, unseren Wohlstand sichern und da-
mit auch letztendlich unsere Sozialen Sicherungssysteme
erhalten.
Steigende staatliche Schuldenquoten verringern nicht nur
wegen der zunehmenden Zinsbelastung den haushaltspo-
litischen Spielraum für wachstumsfördernde Investitionen;
sie stehen auch den Herausforderungen durch die abseh-
baren demographisch bedingten Haushaltsbelastungen ent-
gegen.
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Ungelöste Haushaltsprobleme erzeugen Unsicherheit über
die künftige Finanzpolitik. Dies fördert den Attentismus von
Konsumenten und Investoren und dämpft somit möglicher-
weise auch schon kurzfristig das Wirtschaftswachstum.
Deutschland besitzt ungeahnte Wachstumskräfte. Diese
müssen sich nur in ausreichendem Maße entfalten können.
Steuerstrukturreform als Schlüsselrolle
Eine Steuerstrukturreform mit einer Entlastung der Bürger
ist erforderlich, um positive Wachstums- und Beschäfti-
gungsimpulse zu setzen und dadurch zu einer stabilen Ent-
wicklung auf der Einnahmenseite zu kommen. Die steuerli-
chen Rahmenbedingungen beeinflussen die ökonomische
Entwicklung eines Landes nachhaltig und sind bei der fort-
schreitenden Globalisierung der Wirtschaft ein wichtiger Fak-
tor im internationalen Standortwettbewerb. Der Steuerpoli-
tik kommt beim Streben nach einem beständigen Wirt-
schaftswachstum und einer Förderung der Beschäftigung
des Landes eine Schlüsselrolle zu. Es gibt eine Vielzahl von
Beispielen, die die Zusammenhänge von Steuerpolitik,
Wachstum und Beschäftigung deutlich machen. So können
die USA aufgrund von Steuerreformen (1981/1986) auf ei-
ne überwiegend prosperierende Wirtschaft in den achtzi-
ger und neunziger Jahren zurückblicken. Das Wirtschafts-
wachstum dort lag, abgesehen von 1991, im Zeitraum von
1996 bis 2000 bei durchschnittlich über 4%.
Auch Deutschland kann selbst als positives Beispiel für ei-
ne wachstumsfördernde Steuer- und Finanzpolitik heran-
gezogen werden. Zurückzublicken gilt es auf die große Steu-
erreform in den Jahren 1986, 1988 und 1990 der damali-
gen Koalition aus Union und FDP mit dem Finanzminister
Gerhard Stoltenberg. Diese dreistufige Steuerreform hatte
es sich zum Ziel gesetzt, die angebotspolitischen Wirkun-
gen in Form der Erhöhung der Spar- und Investitionsquo-
te sowie der Entlastung des Faktors Arbeit zu bewirken.
Das Ergebnis war beachtlich: Die Staatsquote wurde von
über 50% auf knapp über 45% zurückgeführt, die Steuer-
quote sank von 24 auf 22,7% und die Abgabenquote von
über 40 auf rund 38%. Bei sinkenden Inflationsraten be-
trug damals das reale Wirtschaftswachstum rund 3% im
Jahresdurchschnitt, was sich auf dem Arbeitsmarkt in Form
eines Beschäftigungsgewinns von etwa 3 Mill. Arbeitsplät-
zen auswirkte.
Dies führte letztendlich zu einem nachhaltigen Wachstum
bei einem gleichzeitig mittelfristig erhöhten Steuerauf-
kommen. 
Eine moderne und wachstumsorientierte Steuerpolitik ist
zwingend mit einer soliden und nachhaltigen auf Stabilität
ausgerichteten Haushaltspolitik zu verknüpfen. Dabei muss
gelten: Die Ausgaben richten sich nach den Einnahmen –
nicht umgekehrt. Dies spricht auch dafür, das Haushaltsauf-
stellungsverfahren so zu gestalten, dass mit der Maisteuer-
schätzung bereits der Haushaltsrahmen festgelegt wird und
Ausgaben dann nur noch in diesem Rahmen getätigt wer-
den können. Das Steuerrecht muss wirtschaftliche Dyna-
mik, Leistung und Investitionsbereitschaft fördern. Nur so
wird Wachstum und Mehrbeschäftigung erreicht. Alle steu-
erlichen Regelungen müssen sich an dieser Prämisse mes-
sen lassen. Im Hinblick auf Rechtsform, Finanzierung, Inves-
titions- und Umwandlungsentscheidungen muss das Steu-
errecht Neutralität gewährleisten. Das Steuerrecht sollte
grundlegend vereinfacht werden und damit verständlich und
verlässlich sein. Einfachheit hat Vorrang vor Einzelfallgerech-
tigkeit in jedem Detail. Das vermeidet eine wirtschaftlich
unsinnige Gestaltung. 
Im Ergebnis sinkt die Steuerbelastung, so dass weit verbrei-
tete Anstrengungen zur Steuervermeidung wie Schwarzar-
beit, Kapitalflucht, Investitionsverlagerung und übermäßige
Steuergestaltung zurückgedrängt werden. Eine Haushalts-
konsolidierung abgestellt auf eine gute Konjunktur allein ist
leichtsinnig. Die Konjunktur ist Schwankungen und Zyklen
unterworfen und somit ist es nur eine Frage der Zeit, wann
die Steuereinnahmen des Staates nicht mehr in dieser Form
sprudeln. Um hierfür Vorsorge zu betreiben, und damit auch
in Zeiten schlechterer Konjunktur die Staatsfinanzen in Ord-
nung zu halten, braucht man eine Steuerstrukturreform:
Die Zeit dafür ist jetzt.
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Neuverschuldung abbauen und Steuer-
entlastung auf den Weg bringen!
Die jüngsten Zahlen des Arbeitskreises »Steuerschätzun-
gen«, vor allem die knapp 180 Mrd. € Steuermehreinnah-
men für die Jahre 2007 bis 2010, haben ihre Wirkung nicht
verfehlt. Sie suggerieren, dass Bund, Länder und Kommu-
nen jetzt im Geld baden. Tatsächlich jedoch ertrinken sie fast
in einem See von rund 1 500 Mrd. € Schulden. Deshalb ist
es vordringlich, mit Hilfe dieser Steuermehreinnahmen spä-
testens im Jahr 2009 einen öffentlichen Gesamthaushalt oh-
ne Nettokreditaufnahme zu erreichen. 
Die Gemeinden sind per saldo schon jetzt dazu fähig, wenn
man von dem gigantisch gestiegenen Volumen kurzfristi-
ger Kassenkredite absieht. Die Länder sollten es per sal-
do auch schaffen können. Bayern, Sachsen und Meck-
lenburg-Vorpommern kommen schon in diesem Jahr oh-
ne neue Schulden aus. Baden-Württemberg und Thürin-
gen haben im Umfeld der jüngsten Steuerschätzung ver-
kündet, im Jahr 2008 die Nettokreditaufnahme auf null
zu fahren. Selbst das Sorgenkind Berlin hat jetzt für das
Jahr 2009 einen Haushalt ohne neue Schulden angekün-
digt. Ob das auch die anderen Sorgenkinder schaffen, ist
fraglich. Aber bis dahin wollen Länder wie Bayern und viel-
leicht auch Baden-Württemberg schon im Bereich echter
Schuldenrückführung sein. Insgesamt könnte also auch




Der Bund sollte es den Ländern gleichtun. Er muss jetzt
auf Basis der neuen Schätzzahlen seinen mittelfristigen
Finanzplan ambitioniert modifizieren. Im Vergleich zur Schät-
zung vom Mai 2006 hat der Arbeitskreis »Steuerschät-
zungen« dem Bund Steuermehreinnahmen in Höhe von
21,8 Mrd. € für das Jahr 2008 sowie 27,4 Mrd. € für das
Jahr 2009 in Aussicht gestellt. Das sollte wohl reichen,
um den Bundeshaushalt spätestens im Wahljahr 2009 ins
Lot zu bringen. Dies wäre auch politökonomisch ratsam.
Mit dem historischen Erfolg eines Bundeshaushalts ohne
neue Schulden würden beide Volksparteien um Wähler-
stimmen buhlen können. Sie könnten im Wahlkampfsom-
mer 2009 suggerieren, dass dies der Erfolg »ihrer« Bun-
deskanzlerin bzw. »ihres« Finanzministers sei. In Wahrheit
ist es natürlich das Verdienst der Millionen von Steuerzah-
lern, die Jahr für Jahr die Milliarden für die politischen Um-
verteiler erarbeiten.
Ich habe die große Hoffnung, dass ein ausgeglichener
Bundeshaushalt 2009 kein kurzer Sommerschlager sein
würde, sondern echte Symbolwirkung hätte. Der letzte
Bundeshaushalt, der ohne neue Schulden geplant wur-
de, wäre dann genau 40 Jahre alt. Er datiert aus dem Jahr
1969, als bekanntlich die erste Große Koalition regierte.
Was folgte, war der Dammbruch der siebziger Jahre, in
denen sich die öffentliche Verschuldung fast vervierfach-
te. Und in den neunziger Jahren ging man bekanntlich
auch den Weg des geringsten Widerstands. Vor allem
im Zuge der deutschen Einheit hat sich der Schulden-
stand der öffentlichen Hand noch einmal mehr als ver-
doppelt. Dieses unrühmliche Kapitel »40 Jahre Schulden-
republik Deutschland« könnte die derzeitige Große Ko-
alition beenden. Dann und mit der historischen Erfah-
rung im Rücken würde es eine neu gewählte Bundesre-
gierung wohl nicht wagen, im Jahr 2010 gleich wieder in
die Neuverschuldung zu gehen. Und mit jedem weiteren
Jahr ohne Neuverschuldung würde die politische Hemm-
schwelle noch größer, von diesem haushaltspolitischen
Trend abzuweichen. Insofern erhoffe ich mir einen ech-
ten »Lock-In-Effekt«. 
Dafür spricht noch ein weiterer Umstand. Die Föderalis-
muskommission II hat sich zum Hauptziel gesetzt, den Weg
zu einer wirksamen Schuldenbremse zu ebnen. Damit
könnte ab dem Jahr 2010 eine institutionelle Selbstbindung
hinzutreten, die den Haushaltspolitikern hilft, sich aus der
Umklammerung der Ausgabenpolitiker zu lösen. Wenn der
Kommissionschef der SPD-Seite, der Bundestagsfrakti-
onsvorsitzende Struck, öffentlich ein »Ende der Schulden-
politik« fordert und der neue Entwurf eines CDU-Grund-
satzprogramms auf ein »Neuverschuldungsverbot« für al-
le staatlichen Ebenen abzielt, sollten sich beide Volkspar-
teien beim Wort nehmen. Wir brauchen strukturell ausge-
glichene Haushalte – die regelmäßigen Einnahmen müs-
sen die regelmäßigen Ausgaben decken. Es ist erschre-
ckend, dass diese Binsenweisheit jahrzehntelang nicht be-
rücksichtigt wurde.
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Staatsschulden nicht schönreden
Stattdessen hat die Politik Staatsschulden immer wieder
zu rechtfertigen versucht – mit Konjunktur- und Investiti-
onsargumenten, die nicht tragen.
Durch öffentliche Kredite eine Konjunkturglättung oder gar
Konjunktursteuerung zu erzielen, ist gerade in einer globa-
lisierten Welt schieres Wunschdenken. Auch das Argument,
staatliche Kredite finanzierten öffentliche Investitionen und
seien mithin rentierlich, ist Augenwischerei. Entgegen den
verfassungsrechtlichen Vorgaben haben der Bund und vie-
le Länder in der Vergangenheit immer wieder mit der Net-
tokreditaufnahme auch Konsum statt öffentliche Investitio-
nen finanziert. Zum anderen ist der Begriff öffentlicher In-
vestitionen so weit gefasst, dass eine Vielzahl der kreditfi-
nanzierten Investitionen kaum fiskalische Erträge bringen
dürfte. So fließt ein Großteil der Investitionen des Bundes
in die Entwicklungshilfe. Aber auch die Prämien nach dem
Wohnungsbau-Prämiengesetz gelten als Investition, ohne
dass hier fiskalische Erträge zu erwarten wären. Da ist es
nur ein schwacher Trost, dass diese Prämien auch im offi-
ziellen Subventionsbericht der Bundesregierung aufgelis-
tet werden.
Kurzum: Die Staatsverschuldungsargumente im Namen der
Konjunktur oder der Investitionen sollen nur ablenken. Sie
sollen verdecken, dass es für die Politik viel leichter ist, staat-
liche Wohltaten im Hier und Jetzt zu finanzieren, wenn man
dafür eben keine Steuern erhöhen muss. Steuererhöhun-
gen würde fast jeder Wähler schmerzhaft spüren. Wenn die-
selbe Wohltat aber über Schulden finanziert wird, der Staat
also Wertpapiere ausgibt oder direkt Kredite aufnimmt, gibt
es zunächst keine Opfer. Wertpapiere werden gern gekauft,
Bankkredite an die öffentlichen Hände gern gewährt. Doch
auch hier gilt: »There is no free lunch.« Tatsächlich schließt
die öffentliche Hand bei jeder neuen Verschuldung systema-
tisch Verträge zu Lasten Dritter, zu Lasten zukünftiger Ge-
nerationen ab. Im Gegensatz zum zynischen Diktum Lord
Keynes’ sind wir langfristig alles andere als tot. Zukünftige
Generationen kommen nämlich um den Rückzahltag kei-
neswegs herum. 
Gleichzeitig nagt die Zinslast schon an den heute Leben-
den. Bund, Länder und Gemeinden werden in diesem Jahr
schätzungsweise 65 000 Mill. € Zinsen zu zahlen haben. Das
ist fast so viel, wie die öffentliche Hand jährlich für die Schu-
len und Universitäten ausgibt! Seit dem Jahr 1990 hat die
öffentliche Hand mehr als 1 000 Mrd. € allein für Zinszah-
lungen aufbringen müssen. Im gleichen Zeitraum, also in den
Jahren 1990 bis 2006, ist die öffentliche Verschuldung »nur«
um rund 950 Mrd. € gestiegen. Diese gigantische Netto-
kreditaufnahme hat also nicht einmal ausgereicht, um die
aufgelaufenen Zinslasten zu tragen. Die öffentliche Hand
hängt in der Verschuldungsfalle fest. 
Neue Ausgabenwünsche zurückweisen
Davon unbeeindruckt sind die Ausgabenpolitiker gerade des
Bundes, also des größten Schuldensünders, angesichts der
Steuermehreinnahmen zur Hochform aufgelaufen. Doch
nichts ist leichter, als eine Olympiade der Ausgabenwünsche
zu veranstalten. Auch ich könnte hier durchaus zahllose Ide-
en beisteuern. Aber wir leben nun einmal in einer Welt der
Knappheiten. Nicht alle Wünsche sind angesichts der ho-
hen Steuer- und Abgabenbelastung der Bürger auch finan-
zierbar. Der jüngste OECD-Bericht belegt, dass im interna-
tionalen Vergleich die Grenzbelastung hierzulande weiter-
hin extrem hoch ist. So rangiert der ledige Durchschnitts-
verdiener 2006 in Deutschland mit einer Grenzbelastungs-
quote von 65,9% auf dem dritten Platz. Ein Doppelverdie-
ner-Ehepaar mit zwei Kindern hat eine Grenzbelastung von
60,1%. Nur in drei von insgesamt 30 Ländern ist die Grenz-
belastung vergleichbarer Haushalte noch höher. 
Trotzdem ließen die zusätzlichen Ministerwünsche für den
Bundeshaushalt 2008 nicht lange auf sich warten. Mehr
BAföG, mehr Wehrsold, mehr Forschung, mehr Umwelt-
schutz und schönere Kasernen sind hübsche Forderungen
– gezielt gewählt, um jede Zurückweisung durch den Finanz-
minister herzlos erscheinen zu lassen. 
Doch die einzelnen Ressorts sind aufgerufen, mit ihren Etats
tatsächlich Haus zu halten. Gerade im Verteidigungsbereich
belegen die Rechnungshofsberichte regelmäßig, wie viel Ef-
fizienzpotential in den Rüstungsprojekten schlummert. An
Beispielen erst sanierter, aber dann im Rahmen der Bun-
deswehrverkleinerung geschlossener Kasernen mangelt es
ebenso wenig. Im Forschungs- und Bildungsbereich ist mehr
auf die Eigenverantwortung der Begünstigten zu setzen, de-
nen hier ja schließlich ordentliche Renditen winken. Und ob
im Umweltbereich neue Energieeffizienzprogramme neben
Mitnahmeeffekten auch eine kostengünstige Umweltscho-
nung mit sich bringen, darf bezweifelt werden. Die aktuelle
Broschüre des Bundesumweltministeriums mit dem reiße-
rischen Titel »Geld vom Staat« listet auf knapp 200 Seiten
zahllose Förderprogramme der öffentlichen Hand auf. Ein
umfassender Emissionshandel tatsächlich knapper CO2-
Zertifikate würde mehr Marktwirtschaft und damit mehr Wir-
kung erzielen. Doch die Ressorts wollen sich offenbar be-
schäftigt halten und suchen daher ständig neue Betätigungs-
felder und Programmideen.
Kein Wunder also, dass selbst das jährliche Haushaltsvolu-
men von Bund, Ländern und Kommunen mit rund 600 Mrd.€
nicht auszureichen scheint. Dabei zeigt doch diese Zahl,
dass der Staat kein Einnahmenproblem, sondern ein Aus-
gabenproblem hat. Daher wäre es an der Zeit für ein groß-
koalitionäres Ausgabenmoratorium auf Bundesebene. Der
Bundesfinanzminister muss die neuen Wünsche für den
Haushalt 2008 zurückweisen. 
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Ebenso sollte er sich in Bezug auf die Kosten bereits be-
schlossener, aber offensichtlich unfinanzierter Projekte ver-
halten. Das betrifft insbesondere die Zuschüsse zur ge-
setzlichen Krankenversicherung und die Zahlungen an die
Kommunen für die Hartz-IV-Unterbringungskosten, aber
auch die Erhöhung der Entwicklungshilfe. Gerade die ver-
antwortlichen Fachpolitiker und Fachminister können sich
nicht mit Verweis auf die Steuermehreinnahmen davon-
stehlen. Erstens bleibt zu konstatieren, wie unseriös hier
höchst haushaltsrelevante Entscheidungen ohne den
Schimmer eines Finanzierungsvorschlags getroffen wur-
den. Zweitens sind jetzt die Verantwortlichen gefordert
nachzubessern. Der Arbeitsminister mit seinem Spitzen-
etat in Höhe von rund 125 Mrd. € könnte zweifellos eine
Umschichtung vornehmen, wenn er den erhöhten Unter-
bringungszuschuss finanzieren will. In Bezug auf die so ge-
nannte Gesundheitsreform ist hingegen zu fragen, ob die-
se finanzpolitische Klempnerei überhaupt finanziert wer-
den soll. Wenn ein System leck ist, hilft es nämlich nicht,
immer nur den Geldhahn weiter aufzudrehen. Vielmehr
muss man sich um die Lecks kümmern, also mehr Eigen-
verantwortung im Nachfragerbereich und mehr Wettbe-
werb auf der Anbieterseite generieren. Das kostet zugege-
benermaßen viel Mut, aber kaum Geld.
Was die Erhöhung der Entwicklungshilfe betrifft, sollte uns
die Erfahrung lehren, das »mehr« nicht automatisch »bes-
ser« ist. Wenn – wie jüngst geschehen – der neue palästi-
nensische Finanzminister desillusioniert konstatiert, dass nie-
mand wisse, wohin die Hilfsgelder der vorangegangenen
Monate geflossen sind, gibt das einmal mehr zu denken.
Zu prüfen sind auch unsere Zahlungen an aufstrebende
Schwellenländer wie China und andere, die ja inzwischen
schon ihrerseits als »Entwicklungshelfer« in Afrika auftre-
ten. Und wie wäre es überhaupt, wenn wir unsere individu-
elle Betroffenheit gegenüber den armen Ländern eben nicht
mehr mit unserer alltäglichen Steuerzahlung abgegolten
sehen? Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung müsste sich dann bescheiden.
Für ein externes Gutachten zum »Wert der biologischen Viel-
falt für die Armutsbekämpfung«, das vor einiger Zeit in Auf-
trag gegeben worden war, wäre kein Platz mehr. Die Spen-
denbereitschaft der nicht mehr fiskalisch Gegängelten soll-
te nicht unterschätzt werden.
In jedem Falle darf jetzt kein Präzedenzfall geschaffen wer-
den, bei dem unverhofft hohe Steuermehreinnahmen bis-
lang unfinanzierte Ausgabenprogramme schließlich doch
noch ermöglichen.
Steuerentlastungen ermöglichen
Hauptziel der anstehenden Beratungen zum Bundeshaus-
halt 2008 sowie zum mittelfristigen Finanzplan des Bundes
bis zum Jahr 2011 muss es sein, dass der Bund dank der
prognostizierten Steuermehreinnahmen spätestens im Jahr
2009 ohne neue Schulden auskommt. Gleichzeitig sollte
sich die Große Koalition steuerrechtlich und steuerpolitisch
vorausschauend aufstellen. 
Steuerrechtlich muss der Bund damit rechnen, dass die Kür-
zung der Pendlerpauschale vom Bundesverfassungsgericht
kassiert wird. Denn schließlich haben bereits zwei Finanz-
gerichte in Urteilen eine Verfassungswidrigkeit der jüngsten
Kürzung konstatiert. Sollte die alte Rechtslage – wie vom
Bund der Steuerzahler gefordert – wieder hergestellt wer-
den, muss der Bund jährliche Mindereinnahmen in Höhe von
rund 1,15 Mrd. € einkalkulieren.
Steuerpolitisch ist die Große Koalition gehalten, schnellst-
möglich den Weg zu einer Reform der Einkommensteuer frei
zu machen. Wegen der generell sehr hohen Grenzbelastung
sollten die Sätze über den gesamten Tarifverlauf bis zum
Spitzensteuersatz durchgängig abgesenkt werden. Der vom
Bund der Steuerzahler vorgeschlagene linear-progressive
Einkommensteuertarif mit einem Eingangssatz von 15% und
einem Spitzensatz von 35% entspricht diesen Anforderun-
gen. Zur Vermeidung heimlicher Steuererhöhungen sollten
die Tarifeckwerte zudem grundsätzlich an die durchschnitt-
liche Einkommensentwicklung gekoppelt, der Tarif also »auf
Räder« gestellt werden. 
An dieser Stelle wird oft reflexartig nach der Gegenfinanzie-
rung gefragt. Doch es gilt umzudenken. Statt zur Kompen-
sation neue Staatseinnahmen an anderer Stelle zu generie-
ren, sollte der Staat endlich einmal mit weniger Geld aus-
kommen. Die Staatsausgaben müssen sinken. Hier gilt es,
mit deutlicher Aufgabenkritik die Tausenden von Haushalts-
titel von Bund und Ländern zu durchforsten, um zu Einspa-
rungen zu gelangen. Subventionen müssen abgebaut wer-
den. Die Personal- und Verwaltungskosten sollten sinken.
Zuwendungen und Förderprogramme sind auf den Prüf-
stand zu stellen. 
Die »Laffer«-Kurve lebt
Hinzu kommt, dass die Selbstfinanzierungseffekte einer Re-
form der Einkommensteuer erheblich sein dürften. Wer woll-
te grundsätzlich bestreiten, dass die Einkommensteuer be-
sonders verzerrend wirkt, also den Anreiz zur wirtschaftli-
chen Aktivität besonders dämpft. Umso wichtiger sind nied-
rige Einkommensteuersätze. Sie stimulieren die hiesige Wirt-
schaft und wirken sowohl Schwarzarbeit als auch Kapital-
flucht entgegen. Eine Simulationsstudie der Berliner Hum-
boldt-Universität vom April 2006 belegt diese Zusammen-
hänge. Die Autoren, Professor Uhlig und Dr. Trabandt, zei-
gen, dass Deutschland und viele andere EU-Staaten kurz
vor dem Scheitelpunkt und in einem relativ flachen Bereich
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der bekannten »Laffer«-Kurve stehen. Der Steuerertrags-
rückgang aufgrund einer Tarifsenkung wäre also unterpro-
portional. Die Autoren kommen daher zu dem Schluss, dass
sinkende Einkommensteuersätze sich zu mehr als 50%
selbst finanzieren würden – eben aufgrund der höheren An-
reize, mehr zu arbeiten und mehr zu investieren, wodurch
die Besteuerungsbasis wächst. 
Gute Nachrichten kommen also nicht nur von den Steuer-
schätzern, sondern auch aus anderen Bereichen der Wis-
senschaft. Ich halte fest: Deutschland hat in den nächsten
Jahren die Aussicht, den Marsch in den Schuldenstaat zu
stoppen. Und wir haben die Chance, zusammen mit einer
Schlankheitskur für den Staat eine Einkommensteuerreform
ins Werk zu setzen, die unsere Wirtschaftskraft stärkt und
damit unseren Wohlstand mehrt.
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